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Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes _ , . A , . , , , T .. 

Frankfurt (Mam), den 4. Juli 1963 

Pr. 2/2 - 2006/31 - 7.63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Übertragung von Aufgaben auf das Bundesverwaltungs- 
amt 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Oktober 
1959 

— Drucksache 1129 der 3. Wahlperiode — 


Nach der vorbezeichneten Entschließung habe ich zum Ende 
jedes Rechnungsjahres dem Bundestag zu berichten, inwieweit 
die Bundesregierung nach meiner Kenntnis Aufgaben an das 
Bundesverwaitungsamt abgeben und Bundesdienststellen mit 
dem Bundesverwaltungsamt vereinigen kann. Das ist zuletzt 
unter dem 29. Mai 1962 — Drucksache IV/443 — geschehen. 

Im Jahre 1962 sind auf das Bundesverwaltungsamt folgende 
Aufgaben übertragen worden: 

1. Beamtenrechtliche Versorgung im Dienstbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
Wirkung vom 1. April 1962 (Anordnung des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 21. Dezem- 
ber 1961 — Bundesanzeiger Nr. 34 vom 17. Februar 1962); 

2. Wiedergutmachung für niederländische und schweizerische 
Rückwanderer (Erlaß des Auswärtigen Amtes vom 4. Januar 
1962 — 501 — 94. 17/4 — ) ; 

3. Erteilung von Auskünften über Angehörige des zivilen öf- 
fentlichen Dienstes, die in den Jahren 1938 bis 1945 in Öster- 
reich tätig waren (Rundschreiben des Bundesministers des 
Innern vom 3. April 1962 — III 3 — 33820 — 3394/62 — , Ge- 
meinsames Ministerialblatt S. 148); 

4. Ermittlung von Wehrpflichtigen, die sich der Wehrüberwa- 
chung entziehen (Anordnung des Bundesministers der Ver- 
teidigung vom 10. April 1962 — Bundesanzeiger Nr. 76 vom 
18. April 1962); 

5. Übermittlung der Dokumente deutscher Staatsangehöriger 
und Volksdeutscher aus den Ostblockstaaten, die im Rahmen 
der Familienzusammenführung in das Bundesgebiet übersie- 
deln (Erlaß des Bundesministers des Innern vom 8. Mai 1962 
— Z 6 — 09 140 — 30/62 — ); 
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6. a) Wahrnehmung der Befugnisse des Bundesministers des 

Innern auf Grund des § 147 des Bundessozialhilfegesetzes 
vom 30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), 

b) Abrechnung mit den überörtlichen Trägern der Sozial- 
hilfe über die für Leistungen nach den §§ 119 und 146 des 
Bundessozialhilfegesetzes zugesicherten Bundesmittel, 

c) Mitwirkung bei der Verwaltung von Ersatzansprüchen — 
Artikel 4 der deutsch-schweizerischen Fürsorgevereinba- 
rung vom 14. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 32) in 
Verbindung mit dem zugehörigen Schlußprotokoll — aus 
Unterstützungsfällen, die beim Inkrafttreten der genann- 
ten Vereinbarung noch nicht abgeschlossen waren oder 
nach diesem Zeitpunkt eingeleitet worden sind, und zwar 
soweit diese Mitwirkung im Zusammenwirken mit den 
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe erforderlich ist, 

d) Verwaltung der für die Deutsche Interessenvertretung in 
der Schweiz (errichtet durch Beschluß des schweizerischen 
Bundesrates vom 8./18. Mai 1945) begründeten Ersatz- 
ansprüche aus Unterstützungsfällen, die vor dem Inkraft- 
treten der deutsch-schweizerischen Fürsorgevereinbarung 
abgeschlossen waren, 

e) Mitwirkung bei der Geltendmachung von Ersatzansprü- 
chen auf Grund des Europäischen Fürsorgeabkommens 
vom 11. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. 1956 II S. 564) 
(Anordnung des Bundesministers des Innern vom 22. Juni 
1962 Bundesanzeiger Nr. 124 vom 5. Juli 1962); 

7. Zuständigkeiten auf dem Gebiet der beamtenrechtlichen Ver- 
sorgung im Dienstbereich des Bundesministers des Innern, 

und zwar die Befugnis, 

a) Versorgungsbezüge auf Grund von Kannvorschriften zu 
bewilligen, Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu be- 
rücksichtigen, Versorgungsbezüge festzusetzen und zu re- 
geln sowie die Person des Zahlungsempfängers zu be- 
stimmen, 

b) amtsärztliche Untersuchungen zur Nachprüfung des 
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit nach § 139 
Abs. 3, § 142 Abs. 6 und § 143 Abs. 3 BBG anzuordnen, 

c) über die Anerkennung eines Kriegsunfalls (§§ 181a, 181b 
BBG) zu entscheiden, 

d) Ausgleich, Übergangsgebührnisse und Übergangsbeihilfe 
nach den §§ 5, 17 und 18 des Bundespolizeibeamtenge- 
setzes (BPolBG) vom 19. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 569), geändert durch Gesetz zur Änderung beamten- 
rechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
21. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1361), sowie die Ab- 
findung nach § 27 Abs. 5 BPolBG in Verbindung mit § 16 
vorl. BPolBG festzusetzen und zu zahlen, 
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e) Versorgungsempfängern sowie Empfängern von Über- 
gangsgebührnissen, die nach § 10 BPolBG Berufsförderung 
erhalten, Tuberkulosehilfe nach § 127 Abs. 1 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes vom 30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 815) zu gewähren (Anordnung des Bundesministers des 
Innern vom 18. Juli 1962 - — Bundesanzeiger Nr. 138 vom 
25. Juli 1962); 

8. Führen von Nachweisungen der nach § 15 Bundespolizeibe- 
amtengesetz beantragten und ausgestellten Zulassungsschei- 
ne für den öffentlichen Dienst des Bundes und der bundesun- 
mittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts (Allgemeine Verwaltungsvorschriften zu 
§ 15 des Bundespolizeibeamtengesetzes — Zulassungsschein 
— vom 7. September 1962, Gemeinsames Ministerialblatt 
S. 393). 

Die Frage, ob Verwaltungsaufgaben, für die nach dem Gesetz 
über den zivilen Ersatzdienst vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10) 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung zuständig ist, 
auf das Bundesverwaltungsamt übertragen werden können, ist 
mehrfach, zuletzt vom Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages in seiner 54. Sitzung am 4. Februar 1963 erörtert wor- 
den. Dabei wurde auch die Auffassung vertreten, daß die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
die dafür geeignetere Stelle sei, weil sie über einen entspre- 
chenden Behördenunterbau verfüge; der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung soll den zuständigen Ausschüssen 
einen Erfahrungsbericht vorlegen, und zwar auch darüber, wel- 
che Abänderungen in der Durchführung der Aufgabe möglich 
seien. 

Die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes und die Un- 
tersuchungen meiner Gutachtenabteilung im Jahre 1962 haben 
keine neuen Tatbestände im Sinne der oben bezeichneten Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages ergeben. Ich werde die 
Entwicklung weiter beobachten. 


Dr. Hertel 
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